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Die Frage, ob der Staat als Öffentlich-reelitlicher Schuldner 
Verzugszinsen erst vom Klagstage') an oder schon vom 
Verfallstage der Schuld an za zahlen habe, wird vom 
Reichsgericht bald in dem einen, bald in dem anderen Sinne 
entschieden. *) Die Frage, ob der mit einer öffentlich-rechtlichen 
condictio belangte Staat Zinsen erst vom Klagstage oder 
schon vom Tage des Empfanges der Niehtschuld an zu 
entrichten habe, wird sowohl vom Iteichegericht als vom Ver- 
waltungsgerichtshof im Sinne des ersten Gliedes dieBer Alter- 
native') entschieden.*) 

Als Grunde fiir die Entscheidung, dali der Kläger erst 
vom Klagstage an Zinsen zu fordern berechtigt sei, werden 



') Unter dem Rlagstage (Elagserhebnngstag) ist nicht der Tag der Ad- 
stellang, soDdern der Tag der Zastellsng der Klage va veratehen. Unger Syst. 
Bd.3 §.128 Anm.43. Basenöhrl Osten-. Obl. (2. Aufl.) Bd. 1 §.20 Änin. 28. 
Ehrenzweig in GrSnhnts Zeitachr. Bd. 25 S.134fK. 

') Verangszinsen erst vom Klagsznatellnngatag an: Hye-Hngel- 
mann Samml. der Erkenntnisse des Eeichagerichtes : II Nr. 73. VI Nr. 240. VIU 
Nr. 378. 433. IX Nr. 532. 539. 562. 579. 582. XI Nr. 877. 927. 939. 941- XII 
Nr.l040. VerzugBiinann bereits vom Verfallataga an: Samml. I Nr. 47. HI 
Nr. 116. 118. 131. 132. IV Nr. 153. V Nr. 178. 196. VI Hr. 237. VII Nr. 319. 
VIII Nr. 486- IX Nr. 508. X Nr. 703. 704. 734. 739. 741. 742. 753. 756. 762. 
763. 776. 831. XI Nr. 875. 908. 939. 952. 965. 9S6. XII Nr. 1071- — Das 
Schwanken der Rechtspceclinng in diesem Punkte darf nicht -befremden, da die 
Materie der Mora überhaupt eine schwierige ist, wie denn schon Celan e (L.91 
§. 3 i.f. D. de V. 0, 45 1) gesagt hat: in qito genere plerumque sab auctoritate 

') Vgl, Anm. 71. 72. 

*) Es versteht sich von selbst, daß beide Fragen nnr dann anfgeworfen 
«erden kSunen, wenn es an einer dieabezflglichen gesetzlichen Bestimmang fehlt. 
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angeführt : Mangel einer positiven gesetzlichen Yorsclirifk und 
ünznlässigkeit der Analogie aua dem Privatreelit. ») 

Hie praktische Wichtigkeit, welche die Lösung dieser bei- 
den Fragen immerhin hat, nnd das Interesse, welches dieselben 
auch in theoretischer Hinsicht bieten ') , werden es wohl ge- 
rechtfertigt erseheinen lassen, wenn in den folgenden Zeilen 
eine etwas eingehendere Untersuchung darüber angestellt ivird. 
Als das R^ultat dieser Erörterung wird sich ergeben, daß dem 
Kläger nicht erst votä Klagstage an, sondern schon von 
einem frtiheren Zeitpunkt an Zinsen gebühren.') 

I. 
Die Frage, ob der Richter mangels einer positiven ge- 
setzlichen Bestimmung befugt sei, Zinsen von einem früheren 
Zeitpunkte als dem Klagstage an zuzusprechen, ist zurück- 
zuführen auf die höhere prinzipielle Frage nach der Aufgabe 
und Stellung des Richters überhaupt. Hat der Richter das 
Gresetz bloß anzuwenden, oder hat er auch die Pflicht und 
das Recht, im Fall einer mangelnden gesetzlichen Bestimmung 
aus eigener Machtvollkommenheit objektives Recht zu 
schaffen? Es kann nun keinem gegründeten Zweifel unter- 
worfen sein , daß dem Richter eine solche rechtsseböpferisehe 
Macht zusteht.*) Wird dem Richter ein Recbtsfall vorgelegt, 

') Hya-Hugelmann Samnil, S Nr. 806. 841- XII Nr. 1040. — Bnd- 
winski Samml. der Erheautuisse des TerwaltnngsgerichtsLofea VI Nr. 1450. XIX 
Kr. 8347. XXm Nr. 13.028. 13.352. XXIV Nr. 14-991. 

') Vgl. die Bemerkung von Schey, Begriff und Wesen der mora credi- 
toria S, 13 Anm. 5. — Wenn in den folgenden (freilich übermäßig angeacbwol- 
lenen) Anmerkungen einige Fragen des gemeinen nnd des österr. Privatreehtes 
etiras anafdhrlicjier besproclien Verden, so mag dies darin seine Entschnldigang 
fiodeu, daß zwischen dem Privatrecbt und dem Sffentlichen Kecht ein enger 
Zusammenhang atattündet. 

') Natürlich wird hiebe! vorausgesetzt, daß der Kläger Zinsen nicht erst 
vom Klagstage an fordert, da der Bicbter nicht ttltra petitum gehen darf (L. 13 
D. comm. div. 10. 3), g. 405 Z. P. 0. 

^) Vgl. die treffliche Abhandlung von 0, BSIow, Gesetz- und Richteranit 
(1888) nnd nenestens (1901) dessen geist- nnd humorvolle Schrift: Heitere Qnd 
ernste Betrachtnngen aber die EechtawisseuBchaft S. 91 fg. 106 fg. Vgl. jetzt aach 
Jung, Von der „logischen Geschlossenheit" des Rechts, in dfr Festgabe der 
GieGener Juristenfaknltät für Dembnrg, S. 131 fg. — Der sehr gelungene, höchst 
beacbteuewerto Voreotwnrf des schweiierischen Zivilgesetzbuches enthält in 
der Einleitung Art. 1 die lobenswerte Verschriet, daß der Kichter, wenn er ans 
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zu dessen Entscheidung es an einem Gesetz fehlt, so muß er 
denselben dennoch entscheiden •) : „der Richter kann nicht 

Gesetz, Qevohnlieit and „b«wiLhrter Lehre nnd Überlieferung' das anf einen kon- 
kreten Rechtsfall anzniren den de Recht nicht gewinnen kann, „sein Dr teil nach 
der Begel an sprechen hat, die er als Geeetzgeber anfslellen 
würde". Vgl. hieiu die trefflichen AaBfUhmngen in den „Erlänternngen Enm 
VorentwurT', S. 36. 37. Dieser Art.l bildet den abschlieOendea Gegensatz gegen 
das törichte Verbot freier iriBgenachaftlicher und richterlicher Tätigkeit durch 
Jaatinian und Friedrich den GroBen. Über diesen von Prof. EngenEuber 
in Bern (dem VerfaBser des trefflichen vierbaniligenWerkea : System nud Geschichte 
des schweizer. PrivatrechtB) verfaßten Vorentwnrf vergl. die Besprechungen 
von Laband nnd Ton Marcnsen in der Deutschen Jnristenzeitang , 1897, 
S. 132 fg. und ebenda 1901, S.106fg. Laband bemerkt mit Hecht, daß ,diB 
Schweiz bald den Buhm genießen wird, wenn nicht das beste, so jedenfalls eines 

der besten Zivilgesetzbücher za besitzen Was die Form des schweizerischen 

Entwurfes anlangt, so muB die anOerord entlieh übersichtliehe Anordnung des 
Stoffes, die Klarheit, Einfachheit und Verständlichkeit der Sprache, die Kraft 
nnd Kürze der einzelnen Sätze besonders rühmend hervorgehoben werden. Er 
bietet dem Verständnis nicht entfernt die Schwierigheiten wie das dentsche 

bürgerliche desetsbnch " Speziell uns Öaterreichem wird das echlichle nnd 

gern sin vers^ndliche schweizerische Zivilgesetzbuch (ungeachtet der Eigenartigkeit 
seiner Systematik und der Anfechtbarkeit eiuEelner Bestimmungen), wie schon 
jetzt das schweizerische Bnndesgesetz des'Obl. B. , ungleich kongenialer sein 
als das zwar in hohem Orade achtnngawerte, aber spröde, schiver faßliche 
d ents che Gesetzbuch, und hei einer Bevision tuseres bald hundertjährigen, fUr 
seine Zeit vorzuglichen GeabtzbncheB ein treffliches Vorbild — natärlich unter 
voller Währung unserer geistigen Selbständigkeit — abgeben können, — Vgl. 
anch die eingehende, sehr beachtenswerte kritische Besprechung des Schweizer 
Entwurfes durch Uai Eüm elin in SchmoUers Jahrb. Bd. 25 Heft 3 S.37fg. Heft 4 
S. 333 fg. (seither auch im Sonderabdrock erschienen). AnchBnmelin beurteilt 
den Entwurf im ganzen überaus günstig und bemerkt (S. 41) insbesondere, daß 
„es kaum zn bestreiten sein wird, daß, wenn wir einen Vergleich zum denlachen 
bürgerlichen Gesetzbuch ziehen, die weitaus gro&ere Form- und Sprachgewandt- 
heit anf Seite des Schweizer Geset^ebers liegt", und daß insbesondere im Ebe- 
nnd Terwandtschaflsrecht „die besondere Begabung des (Schweizer) Gesetzgebers, 
die im Familienrecht so notwendigen, die ethische Grund anffasaung wiedergebenden 
Leitsätze zn prägnantem nnd zugleich volkstümlichem Ausdrucke zn bringen, 
in rühmenswertester Weise hervortritt" (S.60). Am Schlüsse (Heft4S. 411) 
seiner, gelegentlich eine scharfe Kritik des deutschen bürgerlichen Gesetz- 
buches enthaltenden Besprechung drückt Bümelin die Oberzengang aus, daß 
,die Schweiz, wenn das Gesetz anf der dntch den Entwurf geboteneu Grundlage 
zustande kommeu sollte, uicht blos eines der besten, sondern wohl das beste 
moderne Gesetzbuch haben wird". Ebenso gnnatig urteilt Barazetti, Der Vor- 
entwurf zum 1. und 2. Teil des schweizer. Zivilgesetzhucbä (1898), iasbes. S.14fg. 
") Der Code civil Art. 4 hat es sogar angezeigt gefunden, diese Pflicht des 
Richters ausdrücklich auszusprechen und sie unter Strafsanktion zu stellen. 
Code pinal Art. 185. 
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warten, bis ein neaes Gesetz erlassen wird""): er muß das 
Recht aupplieren. Ea ist somit seine Pflicht und sein Recht, 
selbsttätig eine neue Rechtsnorm aafznstellen und dieselbe 
auf den vorliegenden Fall anzuwenden, i^) Er übt biemit eine 
der Gesetzgebung ähnliche rechtsschSpferische Tätigkeit : er 
schafft für den konkreten Fall objektives Recht, richter- 
liches Recht. Das Richter recht unterscheidet sich vom 
Gesetzesrecht jedoch darin, daß es nur für den konkreten 
Fall gilt, währeDd das Gesetz in allen gleichartigen Fällen 
zur Anwendung zu bringen ist: daa Gesetz ist eine allge- 
meine Rechtsnorm, das Richterrecht ist eine individuelle 
Rechtsnorm. , Nicht das Gesetz, sondern Gesetz und Richter- 
amt schafft dem Volke sein Recht."'") 

Diese rechtaachöpferische Tätigkeit des Richters ist im 
römischen Recht") ausdrücklich anerkannt. L.13 D. de leg. (J.3J, 
welche den Richter zur analogen Anwendung des Gesetzes 
ermächtigt und verpflichtet, bezeichnet seine Tätigkeit als ein 
supplereM) Es ist nicht bloß Sache des Prätore, supplere in eo 



'") Brin« in der Krit. Vierte) j. Bd. 15 S. 164. 

") Anch in di«aem Falle ist die ricliterliclie Titigheit eine doppelte: wie 
der Richter, wenn ein Gesetz vorbanden ist. dasselbe ansznlegen nnd hieraaf 
anzuwenden hat, so hat er mangels Gesetzes die Hechtsnorm selbst aafznslellen 
und dieselbe dann aaf den vorliegenden Fall anzuwenden. Anch bier findet Snb- 
snmtjon nnter eioea Obersatz statt und der infolgedessen gezogene SchluB, 
das gefällte Urteil, macht daoD jus inter parlex. Daß diese beiden Momente 
seiner Tätigkeit dem Bichter nicht immer znm vollen BewnStaein faommen, erklärt 
sich darans, daS prapler celeritaiem cotijungendamm inter ee actioiium una 
actio occultatur (L. 3 §. 12 D. de don. inter V. et U. 24, 1). 

") Bülow Gesetz nnd Bichteramt 8.48. 

") Aach im englischen Reeht ist es anerkannt, daQ es richterliches 
Beoht gibt; judfft-tnade law. Stephen, New eommentaries on the laici o/ 
England (7. edit.) I 8. 48. 49 (vgl. anten Anm. 17). Interessant ist die Bemer- 
kung von Simsen, daß „bei den englischen Richtern die ansdrückliebe An- 
fübniag eines Gesetzes in einem (strafrechtlichen) Urteilsspruch" sehr feiten 
vorkommt, so daß es ,den Anschein hat, als entscheide der Richter (über Straf- 
art und Strafmail) ex aequo et hono, so gewiB asch in diesen Fällen das Gesetz 
die Groadlage der Entscheidung bildet". (B. v. Simson, Eduard v. Simson, 
Erinnerungen ans seinem Leben, 1900, S, 74 Anm. l.) 

") L. 13 eil. (DIp.): fatti . . . qwsUena lege aliquid unum vel alteruat 
inlroduetum eat, bona occaeio est cetera, quae tendunt ad eandem utilitatem, 
vel interpretatione vel certe jurisdictione suppleri. Vgl. B. Leonhard, 
Der allgem. Teil des K G. B. 8. 54 Anm. 2- 
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quod legi deeat^"), eondem ebenso die äea Richters: er darf 
zTwar nicht wie einst der Prätor'*) das Recht berichtigen 
(corrigere), wohl aber darf and muß er es ergänzen: er darf 
nicht contra legem Recht schaffen, wohl aber praeter legem. 
Der Richter steht nicht über dem Gesetz, er ist vielmehr der 
Diener , gleichsam der Mond des Gesetzes , das dnrch ihn 
spricht: schweigt das Gesetz, so ist es Pflicht nnd Recht des 
Richters, aus sich heraus das Recht zu finden und zu sprechen. 
Wie dem römischen nnd dem englischen •'') Richter , so 
steht unzweifelhaft auch dem österreichischen Richter die Macht 
zu, für den konkreten Fall Recht zu schaffen. In der Tat übt 
denn auch der Österreichische Zivilrichter fast Tag für Tag 
diese quasilegislatoriscbe Tätigkeit aus, indem er von der Ge- 
setzes- oder der Rechtsanalogie Gebrauch macht.i») Ja selbst 
vpenn der Richter ein bestimmtes Gesetz ansiegt und anwendet, ■ 
schafft er nicht selten unbewußt und unabsichtlich neues Reicht 
für den konkreten Fall, Denn indem er dem Gesetze einen Sinn 
unterlegt, den es in der Tat nicht hat, setzt er das von ihm 
in vermeintlicher Übereinstimmung mit dem Gesetze gefundene 
Recht an die Stelle des im Gesetze wirklich enthaltenen Rechts. 
Vermag aber der Richter ans all diesen Quellen das anzuwen- 
dende Recht nicht zu schöpfen, so muß er dasselbe aus seinem 
Rechtsbewußtsein, seinem geschulten Rechtsgefühl ableiten und 
an der Hand der Wissenschaft unter Würdigung aller Umstände 

") L.7§.1 D. de just. (i. IJ. L. n D. de praeter, verb. (19. 5). 

") L.7 §.1 cit. 

") Stuphen (Anm. \Z): It is also io be observed, that many gpecißt 
gueations are perpetuaUy ocqfa-ritig, in iphich the rule of the common Inte 
doea not kappen to be fixed by any known decision , and that tkese are dia- 
poaed of by the judges in the manner that they ihink tnoat conformable to 
the reeeived rulea in other analogoaa caxea; or if there be no auch analog^ 
to guide tkem then according to the natural reaaon of the thing (Natnr der 
Sacbe). Die „Natur der Sache" („die den DiDgeu InnewobueDde Ordnung") fährt 
jetzt anch Dernbnrg Fand. Ö- Aufl. Bd, 1 S,85, ala Rechtaquelle an. Ge- 
legentlich reknrrirt Dernhnrg aber auch auf das Rechtsgefähl (Fand. Bd. 2 
§ 116 Anm. 16). 

") „Die Analogie ist die Schöpferin nenen BecbtiiiDhalts nnd nener 
Reobtsverte." Endemanu Lehrbuch de» bargerlichen Rechtes Bd. 1 (8. AnS.) 
S.5*. Regelsberger Fand. Bd. 1 S. 156 fg. Jnng a. a. O. S. 140 fg. — 
Anch Klein Vorleunngen öher die Fraiii der Zivilproz. (1900) S. 13 dringt 
anf „schöpferische Verwertung*' der neuen Z. F. O. durch die Praxis. 
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nnd Verhältnisse bestimmen , was im gegebenen Falle recht 
nnd billig sei (aequum et bonum ; vgl. §. 7 a. b. Gr, B.), Za dieser 
rechtsschöpferischen Tätigkeit bat der Österreichische Zivil- 
richter um so mehr und häufiger Veranlassung, als einerseits das 
österr, bürg. Gesetzbuch die Kechtsisstitute , die es überhaupt 
normiert, meistens nicht vollständig nnd nach allen Seiten hin 
regelt, nnd andererseits das moderne soziale und wirtschaftliche 
Leben eine große Anzahl neuer Rechtsverhältnisse hervorge- 
bracht hat, für welche im Jahre 1811 eine gesetzliche Vorsorge 
nicht getroffen werden konnte. Die Lösung der Frage, was in 
solchen Fällen Rechtens sei, ist „der Theorie nnd Praxis" an- 
heimgegeben. >*) Ein drastisches Beispiel bietet gerade die Materie 
der Mora. Über die mora credüoria enthält das a. b. Gr. B, einen 
einzigen, überdies inhaltsleeren Ausspruch (§. 1419. Westgal. 
■ Gesetzbaeh III §. 579) und in Ansehung der mora solvendi nor- 
miert es nur die Folge des Verzugs in der Erfüllung einer 
Geldschuld (§. 1333. "Westgal. Geaetzb. III § 484): die Lücken 
muß der Richter an der Hand der Wissenschaft ausfüllen.**) i 
Von noch viel größerer Bedeutung nnd Wichtigkeit ist | 
die quasigesetzgeberische Tätigkeit des österr. Richters des ] 
öffentlichen Rechts. Das öffentliche Recht (insbesondere das 
Verwaltungsreoht) ist nicht kodifiziert und kann füglich bei 
dem großen Umfang desselben nicht leicht in Gesetzesform ge- 
bracht werden. Die hohe Aufgabe des Reichsgerichts und des 
Verwaltungsgerichtshofs besteht gerade darin , das öffentliche 

<*) Dts WiBsenschaft liefert die Erkenntais, die Bechtsprochmig das Er- 
beuntnia. „Die dentschs Sprache hat ihre Gabe feinfühliger Cnteracheidnng am 
Bo sicherer bewährt, da sie ja die private nicht rechta verbind liehe Erkenntnis 
einer Wahrheit und das ricbterlicbe, mit der Macht des objektiven Bechta ana- 
gestAttete Erkenntnis über ein Recht so sorgsam anseinanderhSlt." Bülow, 
Gesetz- nnd Richt«ramt S. 9. 10- 

"<) Ich habe im System Bd. 1 3. 82. 33, die Ansicht ausgesprochen, daß 
für die Anslegong modemer Gesetzbücher niid speziell des österr. Gesetzbuchs 
auf die Theorie des gemeinen Rechts Rücksicht sn nehmen sei , wie sie znr 
Zeit der Abfassung des Gesetzbacbs bestand, nnd daS das Zurückgehen nnd die 
Bäcksichtnahme auf dieselbe ein wesentliches Hilfsmittel für die Auslegung nud 
Anwendung des Gesetzes sei. Als Beispiel dafür habe ich gerade auch die Lehrs 
von der Hora angeführt (S. 83 Anm. 20). Ich halte diese Ansiebt auch heut« 
noch trotz der Einwendungen von Berger Eritische Beitrilge zur Theorie dea 
üsterr. Privatrechts (1656), S. 96 fg. und Hamm in Haimerls Magazin, Bd. 15 
S. 144 fg. für richtig. Vgl. auch Pfaff-Bofmann Komment. Bd. 1 S. 186. 
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Recht au der Hand der Wiasenscbaft adjuvare ei aupplere, zu 
ergänzen und fortzabildeu.*!) Zn diesem Zweck kann der Richter 
sich unter Umständen der Analogie ana dem Privatrecbt be- 
dienen. Die Sphären des Privatrechts und des Öffentlichen Privat- 
rechts dürfen nicht allzu strenge auseinander gehalten werden: 
sie bilden vielmehr zwei zusammenhängende gleichwertige*') 
Hälften eines großen Ganzen. ") überhaupt stehen alle Teile 
des Rechts untereinander in innigem Zusammenhange und über 
der Pflege eines Zweiges des Rechts darf man die anderen nicht 
außer acht lassen. So kann manche Lücke des so^. bürgerlichen 
Rechts mittelst Analogie aus dem Handelsrecht ausgefüllt 
vperden und umgekehrt.'*) Ebenso kann das öffentliche Recht 
infolge seiner Wechselbeziehung zn dem Privatrecht nnter Um- 



") In der Anspracbe, welche Lemayr am 16. September 1901 an den 
V. 6. H. hielt, hob er faerror, daß „das öffentliche Recht, inabeaondere das Ver- 
waltQiigsrecht, sich in einem reUtiv unfertigen Zustande beftndet" und daß ^den 
Gerichtahüfen des öffentlichen Rechtes eine Aufgabe zugefallen ist, wie sie nur 
etwa dem römischen Prät^r zugestanden ist: eine Funktion adjuvandi oder 
aiipplendi juris gratia". (Wiener Zeit. 1901 Nr. 314.) Und Tezner bemerkt 
im Vorwort zur 3. Aufl. der Manzscben Atisgabe der ßesetze tiber das Vereins- 
und Verfammlungsrecht (1901)i n'^^'' '"^^ ^''°^ Reichsgericht trotz aller von ihm 
^eBbten siaatsmännischen Mäßignne die Herausforderung einer wahren Fülle he- 
dentaagSToiler Rechtsgrandsätze aus dem mageren Boden des positiven Vereins- 
rechtes zu danken" haben. Vgl. jelzt noch Lern ayr in seiner trefflichen rechts- 
historischen und geschichtitphilosophi sehen Festschrift zum 25jahrigen Bestände 
des V. G. H. in Grönhuts Zeitschrift Bd, 29 S. 1 fg. S. 125. 

") F.in Rest der ehemaligen Präponderanz des Privatrechts besteht darin, 
daß wir noch immer gewöhnt sind, die ZivilgerJchte und den Privatrechtsweg 
als „ordentliche" zn bezeichnen (vgl. auch Staatsgrundgesetz vom %\. Dezember 
1867. R. 6. Bl, Nr, 41. Art. 3 lit. a), während doch die Gerichtshöfe des öffent- 
lichen Rechts um nichts weniger „ordentliche" Gerichte sind. Nur etwa den 
Staatsgericbtshof mag man als ein außerordentliches Gericht bezeichnen. 

'^ Die Zusammengehörigkeit aller Teile des Rechts hat in dem preußi- 
schen La i d recht einen großartigen Ausdruck gefnnden. — Anf die Fmebt- 
barkeit der gemeinsamen Erijrtening so mancher sowohl dem Privatrecht als 
dem Strafrecht angehörigun Fragen macht Landsberg in seinem schänen 
VorttBg über ^Kant und Hugo" (Grnnhnls Zeitschrift Bd, 28 S. 670 fg- 684 fg.) 
anfmerksam, VkI. auch UaiRömelin Die Verwendnng der Kausalbegriffe im 
Siraf- und Zivilrecht im zivil. Arch. Bd. 90 S. 171 fg. 

") Vgl. Gierke Handelsgesellscbal'tsrecht und bürgerliches Recht, im 
Archiv für bürgerliches Hecht, Bd. 19 S. 114 fg. Einen Fall der Ergänzung des 
deutschen büi^erlichen Gesetzbuchs ans dem Handelsgesetzbuch stellt Tnhr 
in der Dentschen Jnristenzeitnng, VI S. 447 dar. 
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ständen aus demaelben ergänzt werden. Dies gilt ganz besonders 
für das österr. öffentliche Recht. Das bürg. Greaetzbucti. das in 
Verbindung mit den im Kundmachungspatent Art. VIII auf- 
recht erhaltunen „politischen Verordnungen" mit Rücksicht auf 
die damaligen politischen Verbältnisse gewissermaßen, ähnlieh 
den Zwölf Tafeln, als fons juris publici et privatt angesehen 
werden mochte, enthält gar manche Bestimmung, welche ü^Tent- 
lich-rechtlieher Natur ist. So enthält das Grcsetzbuch (§§. 28^32) 
Vorschriften über die Staatsbürgerschaft*^), über die Uneraitz- 
barkeit sog. wesentlicher Regalien ^') und die (nicht mehr zu 
Recht bestehende) UnverjährbEirkeit öffentlicher Abgaben (§. 1456), 
über religiöse Erziehung der Kinder {§. 140), über gesetzliche 
and richterliche Pfandrechte (§. 450) sowie über Kriegsachäden 
(§. 1044) und die Syndikatsklage (§. 1341), zum großen Teil 
allerdings unter Hinweiaung auf „besondere Vorschriften''.^') 

Hat nun der österr. Richter des öffentlichen Rechts die 
Macht, Recht zu schaffen, so fragt es sich, ob er von derselben 
zu dem Zwecke Gebrauch machen soll, um den Staat zur Zab- 
Inng Ton Verzugszinsen zu verhalten, die sonach — wie im 
römischen Recht zur Zeit des Formularprozesaea *') — richter- 
liche Zinsen wären? Diese Frage ist sowohl nach der recht- 
lichen Natur der Verzugszinsen als nach Analogie aus dem 
Privatrecht zu bejahen. 

Der Crläubiger hat ein Interesse daran, daß die geschul- 
dete öeldleistung rechtzeitig erfolge. Dieses Interesse besteht 
jedenfalls darin, daß der Gläubiger, wenn er das geschuldete 
Geld zur rechten Zeit erlangt haben würde, imstande gewesen 
wäre , dasselbe verzinslich anzulegen : der Schade , den er er- 



") Vgl. ünger System Bd. 1 S, 291. 

») Vgl. Unger System Bd. 2 S. 264, 265. 

") Unsere Komin an tatoren führen zu jenen Par^raphen die einschlägigea 
besonderen Vorschriflen an (vgl. aach die ron Schey besorgte Manzsche Ads- 
gabe des bürgerlichen Gesetabnclies, 16. Aafl. 1899), was gewiß sehr praktfseb 
Qud dankenswert, aber immerhin sy)>temwidrig ist. 

") In dieser Periode erfolgte die ZnerkenDang van Verangssinseo durch 
das ofßcium judicis (L.i9 D.de A,E. V. 19. 1. L. 24D,depoa, 16. 3. L. Ipr. D. 
de mur. 22. 1): OffiziaUinsen. Vgl. Brinz Fand. Bd. 2 §. 244 S. US. 
§. 273 S. 300- Mit dem Aufhören des FonnnlarprozcMes verloren die Verzn^- 
zinsen diesen lichterlichea Charakter, da sie onnmehr kraft Rechtens zufesprochen 
Verden mnStea. 
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leidet, bestellt somit jedenfalls in dem Entgang des Gewinnes. *") 
Dieses Interesse'") zu vergüten, diesen Schaden zu ersetzen 



") Es kann aber aach der Fall aeia, daU der Glttabiger dnrch den Ver- 
zug des Schaldners einen so grofien Schaden erleidet, dafi derselbe durch die 
Verzugszinsen nicht gedeckt irird: in solchen Fällen muH auch das überschieße ade 
Interesse vergütet und das Plna des erlittenen Schadens ersetzt Verden, Anf 
dein Gebiet des gemeinen Bechts herrscht darüber kein Zveifel. Der Reicbadeput.- 
Hanptschl. von 1600 §. 137 spricht aus, d»ß zwar ex officio auf mehr als 5% 
nicht erkannt, dagegen aber dem Gläubiger „sein ganzes Interesee bu deduzieren 
.... und dem richterlichen Erkenntnis darüber zu gewarten unbenommen sein 
soll". Ebenso bestimmt das deutsche bürgerliche Geaetzbach §. 288 Abs. 2, 
daß „die Geltendmachung eines weiteren Schadens nicht ansgesch losten ist", 
Aach das schweizerische BandesgeaetE über das Obl. R. Art. 121 gestattet 
die Forderung des Pins des Schadens, legt jedoch (m. E. mit Unrecht) in diesem 
Fall dem Gläubiger den Beweis des Versehnldena des dehitor morosus aaf. Vgl, 
anch Art. 263 H. G. B. DasQleicheJst aber auch für dasSsterreichische Recht 
an behaupten. Vgl. Dnger in Haimerls Viertelj. Bd. 14 3. 12:1 Anm, H. Kirch- 
stetter Komment. (3. Anfl. 1876) ad §. 1333 S. 640. Krainz-Pfaff System 
(3. von Ehrenzweig besorgte AuB. 1900) Bd. S S. 145 Anm. IT. Dagegen 
wird dies von Randa Lehre von den Zinsen (1869), S. 14. 15 in Abrede ge- 
stellt wegen der , kategorischen, gebietenden" Fassung des g. 1333. Ebenso mit 
einer anderen Bedewendung Hasenöhrl ösferr. Obl. B. Bd. 1 (a. Aufl. 1892) 
g. 20 Anm. 30. Aliein die Vorschrift, daß Verzugszinsen zu zahlen sind, kann 
ja gar nicht anders als befehlend lauten (Gesetze ebefeli 1) : indem aber das Gesetz 
Verzugszinsen zu zahlen dem Schuldner gebietet, verbietet es doch dem 
Gläubiger nicht, das höhere Interesse zu liquidieren und .die Vergütung desselben 
zu fordern. Wenn Stnhenrauoh Komment IJ. (8. Aufl. 3. 727) ad §. 1333 be- 
hauptet, daß die Vorschrift des §. 1333 eine „darch greifende" sei, so ist dies 
eine durch nichts bewiesene j>efifiii principii. Überhaupt ist ja das argumentum 
a: ailentio ein sehr bedenkliches. Hiezn kommt, daS das bürgerliche Gesetzbuch 
in g. 1154 den mit der Entrichtung des Lahnes in Verzug beändlichon Besteller 
eines Werkes verpdichtet, „den Bestellten vollkommen zu entschädigen": es 
ist kein vernünftiger Grund zu finden, warum Gläubiger aas anderen Schuld- 
verhältnisBcn schlechter gestellt sein nnd auf die Verzugszinsen beschränkt sein 
sollen. Freilich Zeiller III S. 620 versteht unter der „vollkommenen" Ent- 
schädigung die Zahlung von Verzugszinsen. Auch Schej Mora crediloris S. n 
Anm. 1 will in der Vorschrift des g. 1154 „eine Erweiterung der Folgen des 
Verzuges Über die in g. 1333 normierte" erblicken. Unerfindlich ist mir, wie 
Slrohal Gatachten S. 166 und Stnbenrancb 11 (8. Aufl. S.423) ad g. 1164 
behaupten können, daß das Hofdekret vom 18. Jänner 1842 Z. 592 ,in ErUnte- 
rnng des g, 1154 besagt, daß in diesem Falle der Bestellte nur auf die Ver- 
zugszinsen Anspruch habe, womit eine Kontroverse der älteren Literatur über 
den Umfang dieses Entschädigungsansprnchea entschieden sei", da doch das an- 
gofubrte Hofdekret über die Frage: „ob die Anwendung des g. 1333 nicht anch 
auf verzögerte Leiatangen von Gegenständen, die einen erweislichen Geldwert 
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sind die Verzugszinsen bestinuut, die somit eine Axt des Schaden- 
ersatzes bilden. '^) Die Verpäichtang, widerreclitlicli zugefügten 
Schaden zn ersetzen, ist nichts dem Privatreclit Eigentümliches : 
sie beruht vielmehr auf einem allgemeinen Rechtssatz und muß 
deshalb auf allen ßechtsgebieten zur Anwendung kommen. '*) 
Es kann dagegen auch nicht mit Grund eingewendet werden, 
daß doch die Bestimmung der Höhe der Verzugszinsen rein 
positiver Natur sei und daß es daher ohne gesetzliche Be- 
stimmung nicht angehe, auf Verzugszinsen zu erkennen. Allein 
es findet hier nur eine aus der wirtschaftlichen Lage ab- 
geleitete unwiderlegbare Präsumtion dafiir statt, daß man sein 
Geld zum landesüblichen Ferzentsatz placiert: es handelt sich 
somit nur um eine Befreiung des Gläubigers von der Beweis- 

haben", die folgende Grlänternpg gibt: „Die yorechrift des g. 1333 findet anf 
alle Fordemngea in Geld, sie mögen aas einem Darlehen oder ans einem anderen 
Kecbtstitel herrübreu, nicbt aber anf solcbe Fardernngen eine Anwendung, welche 
keine Snmme Geldes, sondern eine andere Sache oder Iieiatang, seibat wenn der 
Titel ein Darlehen ist, lam Gegenstände haben". In Obereinstimoiting mit der 
hier Tertretenen Aasicbt bat der oberste Gericbtshof in der Entscheidong vom 
26. Febmar 1873 (Glaser-Ünger Samml. Nr. 4891) entschieden, daß die Ver- 
zögerung einer in Gold bedungenen Zahlung nicht bloß zar Zahlung von Ver- 
zugszinsen, sondern auch zur Vergütang der Enredifferens verpflicbtet, nnd bat 
dies damit motiviert, daß „ein waiterea Eraatzrecht dnreb §. 1333 nicht anage- 
schtossen wird". — Aus den Berat an gsprotokoUen gebt allerdings bervor, dafi 
die Verfasser des Gesetzbuches eine über die Verzugszinsen hinansgebende Uehr- 
forderong abschneiden wollten (Pfaff Gutachten S. 105 Anm. 311): allein die 
Protokolle haben bekanntlich keine bindende Kraft. 

") L. 60 pr. D.fro soc. (17, 2): . . . . guod aocii inierait moram eum 
(Kocium) non adhibuisae. Vgl, insbesondere Brinz Pand, II S. 273 Anm. 3. 

") Der §. 1333 steht denn auch im 30. HanpUt. von Schadenersatz. Vgl. 
auch §. 1333 verb. „Der Schade" usw. Es wird sich später zeigen, daB §. 1333 
keine Ausnahme von der Begel des §, 1295, wohl aber eine Ausnahme von der 
Vorschrift des §. 1324 bildet: Verzugszinsen mäasen gezahlt werden ohne Unter- 
scheidung der Grade der Culpa, indem der „Schuldner in allen obligatorischen 
Verhältnissen für dieselbe Mora haftet". Mommsen Beiträge zam Chi. B. III 
S. 23 fg. 69 fg. Unger in Haimerls Viertelj, Bd. 14 S. 130 Anm. 7 a. E. 

") Als adminiknlierend für die Verpflichtung des Staates zur Zahlung 
von Verzugszinsen vom Verfallstag der Schuld an mag der Dmatand angeführt 
werden, dafi der Schuldner Öffentlich-rechtlicher Abgaben von jenem Zeitpunkt 
an Verzugszinsen zahlen muB (siehe die betreffenden Gesetze in der von Scb ey 
besorgten 16. Anfi. der Hanzscben Ansgabe des büi^erlicbea Gesetzbuches ad 
§. 1333): es ist nur gerecht und billig, daB andererseits anch der Staat von 
seiner Öffentlich rechtlichen Schuld Verzugszinsen zahle. 
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last.») Die riehterlioheii Zinsen sind daher in demaelbea 
Maße zuzusprechen wie die gesetzlichen (Gles. vom 14. Jani 
1868 R. G. Bl. §. 2 und vom 15. Mai 1855 R. Q. Bl. Nr. 77).") 
Das Reichsgericht spricht denn auch, obwohl es an einer ge- 
setzlichen Handhabe dafär fehlt, anbedeoklich vom Klagstage 
an fünfprozentige Verzugszinsen za. HSgen nun immerhin die 
vom Klagstage bis znm Urteil laufenden Zinsen nicht echte 
Verzugszinsen sein (sogenannte Prozeßzinsen)'*), so sind doch 

") Vgl. Savigny System Bd. 4 S. 140 Bd. 6 S. 135 fg. Brinz a. a. 0. 
Über die rBohtlieha Natur dieser Pfäsnmtion vgl, Unger System Bd. II §. 130 
III, Nr. 4 und in Haimerls TiertelJ. 8.132 Anm. 11. 

**) Bei den gegenwilrtigeii wirtachaftliclieD VerbältniBsen ist das UaB 
von 5°/, tut gesatzliche and ricbterliche Zinsen in buch : ea wäre wohl an der 
Zeit, zn der Beatimmnng dea §, 99S inrUckznbeliren und die gesetzlichen Zinsen 
(mindestens) wieder anf 4°/« horabzaBetzen. Anch das dentacha bäi^rliche Ge- 
setzbach §. ;j40. §. 288 Satz 1 setzt das HaQ der gesetzJichen nad insbesondere 
der Terzag^zinaen auf i"/» teet. la der vereinigten Kommission des Harren- nnd 
des Algeordnetenhaoees zar Beratung der Eiekntionsordnaag wurde die Begiemog 
aufgefordert, einen anf 4% laatenden Gesetzentwurf einKubringen und nor in 
^Erwartung der Erlassang eines solchen Geüstzes wurde in §. 153 der Eiekntions- 
ordnnng der Procentgatz auf 4°/g festgesetzt. Bekanntlich ist diese Erwartung 
biaber nicht in ErföUnng gegangen. — g. 995, der den gefletilichen Zins- 
taS festsetzt, ist zu eng gefaßt. Denn dieser Zinsfuß gilt nicht nur dann, 
wenn „jemandem Zinsen ebne BUsdrBckliche Bedingung aus dem Gesetze ge- 
bühren", sondern auch wenn situst (insbesondere ans einem Bechtsgeschäfte) Zinsen 
in nnbcetimmt gelassener Höhe gebühren (z, B. der Erblasser vermacht jemandem 
eine Geldsumme, welche erat nach einer bestimmten Zeit au entrichten ist, aller 
bis dahin verzinst werden soll, jedoch ohne Angabe der ZinsenhShe). Genauer 
gefafit ist §.246 des deutschen B. G. B. : „Ist eine Schuld nach Gesetz oder 
Rechtsgeschäft zu verzinsen, 30 sind vier vom Hundert f&r das Jahr zu ent- 
richten, sofern nicht ein Anderes bestimmt ist." 

») Über ProzeßziDsenTgl.SavignySyBtemBd.6§§. 270. 271. Buchka 
Einfluß des Prozesses Bd. 1 §.10 Bd. 2 §.22. Regelsberger Fand. Bd. l 
§.194, Deutsches bürgerliches Gesetzbuch §.291. — Fttr die Annahme von 
ProzeßziuEeu auch im österreichischen Becht Dnger System Bd. 2 S. 54? 
Anm. 43. Ein Arguiaent daför liegt in §. 338 a.b. 3. B. (vgl. Wind scheid 
Fand. Bd. 1 §. 124 Anm. 6 a. B.): wie der redliche Besitzer vom Zeitpunkt der 
Klagsbehändigung au die Fruchte herausgeben muß, so hat der redliche Geld- 
Schuldner von diesem Moment an Zinsen zu zahlen. Übereinstinnnend Ffaff jn 
der österr. G. Z, 1868 S. 41. Schiffner Lehrbuch dea öaterr. Privatrechts 
Heft 5 8. 208. Das Gesetz vom 15. Mai 1885 (R. 6. Bl. Nr. 77J §. 3 lit. b be- 
stimmt daher auch, daß, „wenn fallige Zinsen eingeklagt werden, von diesen 
VDBi Tage der Klagsbehändigung an" Zinsen gefordert werden können. Viele 
Üsterr. Schriftsteller erklären sich jedoch gegen die Annahme von Prozeß- 
zinsen. Dies ist begreiflich nnd konsequent, wenn man von der (unrichtigen) 



16 Joseph Uuger: Über die HaTtang des Staates 

ganz gewiß die vomtJrteil an laufenden Zinsen (Urteilszinsen)' 
wahre Verzogszinaen. 

für diese Behandlung spricht denn auch die Analogie aa^ 
dem Privatrecht (§, 1333 a. b. Gr. B.). Denn für die juristische 
Tatsache des Verzuges und für den Eintritt der rechtlichen 
Folgen der Mora ist die Qualität des Schuldners — Privatperson 
oder Staat — ganz irrelevant. | 

Soll nun der Staat zur Zahlung von Verzugszinsen ver- 
pflichtet sein, so muß sich natürlich die betreffende Verwaltungs- 
behörde in Verzug befinden. Daß auch auf dem Gebiete des 
öffentlichen ßechts Fälligkeit der Schuld ") eine Voranasetzung 

Ansicht ausgeht, daß nach Qsterr. Becht Culpa ein Element der Mora ni cht I 
ist. So Bnrckhard Syatem Bd. 1 §.122 Anm. 32. Ebenso Hasenührl Österr. I 
Ob). B. (2. Anfl.) Bd. 1 g. 20 Anm. 2B, da „die Behaaptnng, daß ein SchDldner j 
als Beklagter auch nicht in llora sein könne, wegen g, 1334 nicht zatreffeud 
sei" : er verweist dafür anf Bd. 2 g. 83 I a (S. 304 fg.) seines Werkes. Allein au 
dieser Stelle lehrt EasenShrl vielmehr, daB such nach oBterr. Becht Ver- 
achnlden ein Erfordernis der Mora sei: zwischen beiden Stellen scheint ein nn- 
lösbarer Wideräprach an bestehen. Kraina-Pfaff System (3. von Bhren- 
»weig besorgte Aofl. 1899. 1900) Bd. 1 S. 159 Nr. 6 nimmt zwar in der 
Regel Terschnlden als Erfordernis der Uora an , macht jedoch anf Grand des 
§. 1333 eine Ansnahme in Ansehung der VerzDgszinsen. Diese Hittelmeinang ' 
ist gewiß nicht zu billigen ; ein vernünftiger Graud für eine solche ver- 
schiedene Behandlung läßt sich nicht findeu. Auch Ehrenzweig in Grita- 
hnts ZeitBchr. Bd. 25 S. 289. 290 verwirft die Annahme von ProzeBsinaen 
im Prinzip , erklärt jedoch außer den Zinaeszinsen (a, oben) aach die Zinsen 
ultra alterum lantum (%. 1335 a. b. G. B.) als echte ProzeBzinsen (S. 289 
Anm. 24 nnd in Krainz System 3. And. S. 298 Aum. 31). Allein die 
Zins£a, die „vom Tage der erhobenen Klage an nenerdings gefordert werden 
können", sind die vertragsmäßigen : die unvermeidliclie Daner des Prozesses 
ist hier also nicht der Grnnd der Verpflichtung zQr Zahlung von Zinsen. 
sondern der Beginn des Prozesses ränmt nur die Schranke hinweg, die dem 
weiteren Laufe der Zinsen bisher entgegenstand. In diesem Sinne kann man in 
diesem Fall sagen : tite conlesiala usurae currunt. L. 36 D. de usur. 22 1 
(vgl. zu dieser Stelle Savigny System Bd. 6 S. 142 fg. Dernhurg Patid, 
Bd. I §. 154 Anm. 19). Der praktische Unterschied besteht darin, daH die echten 
PiüZeBzinaen immer nur 5% betragen, während die vertragsmäHigen Zinsen, die 
nach der Elagserhebang wieder weiter laufen, höher sein können. 

") Genauer gesprochen, vom Ablaufe der im urteil gesetzten ErfnlluDga- 
h\%i. Diese Frist wird vom Reichsgericht in der Regel auf 14 Tage, unter Um- 
ständen aber anch auf eine längere, selbst mehrmonatliche Zeit gesetzt. §. 34 
Ges. V. 18. April 1869 (R. G. Bl. Nr. 44). Vgl. §. 409 Z. P, O. 

") Der Verfallstag ist in manchen Fällen durch Gesetz oder Ver- 
ordnung bestimmt, so filr Gehalt und Pension der Staatsbeamten (Blonski 
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der Mora bildet, and daß die Regel dies interpellat pro homine 
(§. 1334 a. b. G. B. §284 Aba. 2 deutschea bürgl. Gesetzb.) 
aach hier gilt, steht aufler Zweifel. Wie verhält ea sich aber 
mit dem Erfordernis des Verscbnldens? Ist die Culpa ein 
Element der Mora? Diese !Frage ist bekanntlich auf dem Gebiete 
des gemeinen Kecbts °^) ebenso streitig wie anf dem Boden des 
österreichischen Rechtes.") Für die Bejahung derselben spricht 
folgende Erwägutig. Der eingemahnte Schuldner, der seine Ver- 
pfiichtnng nicht rechtzeitig erfüllt, begeht dadurch allein schon 
eine Päichtverletzung und befindet eich eo ipso in Schuld and 
Unrecht*"): dieses Unrecht muH er sühnen. Es ist aber nur 
gerecht und billig, dem Schuldner zu gestatten, sich von seiner 
Schuld zu reinigen und den Vorwurf der Pflichtwidriglteit za 
entkräften : er soll Umstände nachweisen dürfen, welche im ge- 
gebenen Fall seine Unschuld dartun , seine Säumnis entschal- 

Der öateiT. Ziviktaai adieu st 18S2 S. 193- 305 347. 369), für die Congrna (Ver- 
ordnnng vom 20. Jänner 1690 R. G. BI. Nr. 7 §. 12), för die Enlachädigung für 
gekealte Tiere (Ges. v. 17. Ängnst 1892 E. G, BI. 142 §. 26). 

") Die Literatnr bei Schej Mora creditori», S. 16 Anm. 7 und Hasen- 
Öhr 1 Bd. 2 §. 83 Anm. 50. 

") Die Literatur bei Sohey S. 16 Anm. 2 und Hasenöhrl Anm. 51. 

— Daranf, daO §. 1334 im 30. Hanptst. vom Schadenersatz steht, iat nur wenig 
Gewicht zn legen, da g. 1295 die Regel aufstellt, daS Verschnlden ein Er- 
fordernis der Eraatapflicht iet nnd es eben die Frage iat, ob §. 1334 nnler die 
Begel fällt oder eine Ausnahme iat. Wohl aber aind für daa Erfordernis der 
Culpa beweisend (vgl. Schey S. 81 fg.) §§. 965. 1051 und U54 (in diesem 
Paragraph iat nicht, wie Schey S. 82 Änm. 3 anzunehmen acbeint, von der 
mora creditoris , aondern von der mora debitoris die Rede, da der Besteller 
hier als LohoschHldner in Betracht kommt; vgl. auch Haseaührl Bd. 2 §.84 
Anm. 57). Aach der oberste Gerichtshof hält Culpa für ein Erfordernis der 
Mora; vgl. die zahlreichen, von Schey in der von ihm besorgten Manzschen 
Atkagaljo des bürgerl Gesetzbuches (16. Aufi.) S. 621 Nr. 14 angef. Entscheid, 

— Anch das deutsche bärgerl. 6eaetzbuch §. 275 steht bei der mora solvendi 
anf diesem Standpunkt, während es bei der mora creditoris von dem Er- 
fordernis der Culpa absieht (§. 293), was sich vom legislativen Standpunkt aus 
mit Bücksiebt auf die sonst prekäre Lage des Schuldners wohl rechtfertigen 
läQt. VrI. Eobler im Ärch. für bürgerl. Becht Bd. 13 S. 149fg. Hosenberg 
in Iherings Jahrbdcb. Bd. 43 S. 201 fg. Oertmann Schuld Verhältnisse S. 49. 
Crome System Bd. iä S. 147 (»■ A. Munk Wesen der mora creditoris S. 46 fg. 
Dernburg Fand. Bd. 2 S. 43 Anm. 9; vgl. aach Endemann Lehrb. Bd. 1 
S. 788 Anm. 11). 

*°) Tgl. insbesondere Brinz Fand. Bd. 2 §. 273. Dernbnig Fand. Bd. 2 
S. 40 Nr. 3. 
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digeii.*^) Die Frage ist also eigentlich nicht darauf zu stellen, 
ob Mora Culpa erfordert, sondern ob nnd welche Exkusatione- 
gründe zugelassen werden sollen.") 

In dieser BeziehuDg ist es nun von besonderer Wichtig- 
keit, daß Unkenntnis der Schuld einen Entschnldignngsgrand 
für den säumigen Sehaldner in der Regel nicht zu bieten 
vermag. Es i^t seine Sache, sich über Bestand nnd Höhe der 
Schuld rechtzeitig erforderliche Gewißheit za verschaffen. Nur 
wenn der Schuldner wohlbegründete und berechtigte Zweifel 
über das Schuld Verhältnis hat, ist ihm ein Vorwurf daraus 
nicht zu machen , daß er auf die Mahnung (per komtnem oder 
per dient) hin nicht sofort Zahlung leistet, sondern es auf die 
richterliche Entscheidnng ankommen läßt.**) 

") Das Verschalden ist somit Dicht ein positives, sondern ein negatives 
Moment der Mora (vgl Wendt Fand. S. 547). Deshalb hat auch der Kläger 
uwar die Fälligkeit der Schuld und die Mahnnog (p«' homintm oder ptr diem) 
darzntun, nicht aber aach die Calpa des Schuldners. Paal. S. K. 111 g. 4 mor-a 
anlem ßei-i viiietur cum postulanti tion datur. L. 32 pr. D. de unur. (22. 1): 
Mora ßeri intelligitnr . , . st interpellatus non solverit. Vgl. Brinz Bd. 2 
S. 289. Dernbnrg Fand. Bd. 2 §.40 Anm. 16. ünger Syst. Bd. a, §. 128 
Anm. 41 a. E. — Daraus erklärt sich auch, daß g. 1334 a. b. G. B. vom Ver- 
schalden heiae Erwähnung macht, da sonst dasaulbe als posi ti ve Voraus- 
setzODg der Müra erschieae und der falsche Schein entstanden wäre, als ob der 
Kläger das Vorhandensein von Culpa zu beweisen hätte. (Insofern ist §. 1154 
verb. „aas seiner Schuld" nicht korrekt gefaßt) 

") Vgl. ünger in Haimerls Viertelj. Bd. 14 S, 129 Anm. 7. So nimmt 
denn auch Zeiller Bd. 3 S. 771 an, daß „ein rein äußerlicher Zufall (k. ß. 
räuberische FländernDg des dem Gläubiger zugesandten Geldes") die Verzägerang 
entschuldigt, obgleich er doch unmittelbar vorher (S. 770) behauptet, daß Vi^r- 
schnlden ein Erfordernis der Mora nicht bilde. 

") L, S4 pr. D. de usur. (22. 1), Si quis aolutiom quidein moram fecit^ 
Judicium auteiH accipere paralus fuit, non videtur fecisse moram, utique «i 
juate ad Judicium provotavit. Gründe einer solchen jw^/a iffnorantia gibt 
L. 42 D. de B. J. (50. 17) an. In diesem Sinne heißt es L. 63 D. de R. J. (50. 17) 
ßiii »iae dolo malo ad judieem prtivocat, non eidelur moram factre. L. 99 
eod. Dagegen L. 82 §. 1 D. de V. 0. (45. 1). Et hie videtur moram feciale, qai 
liligare maltiit quam restituere. Vgl. 338 a. E. österr. B. G. B, Es kommt im 
gegebenen Falle auf die individuellen Umntände ao, ob der Verzug antschnldbar 
sei oder nicht. L. 32 pr. D. h. l. (22. 1). . . . cum (mora) ait magia facti quam 
juris.Vg]. DernburgPand. Bd. 1 §. 154 Anm. 12 Bd. 2 §.40 Nr. 3. ünger in 
Haimerls Viertelj. Bd. 14 S. 131 Anm. 19. Stube nranch Komment. (8. Aufl.) 
Bd. 2 S. 725. - Vgl. §. 285 deutsches B. G. B. Protok. 1 S. 325. Planck 
Komment. Bd. 2 S. 63. Oertmaun Becht der Schnldverh. S. 45. Dernbarg 
Die Schnldverh. Bd. 1 S. 156. 
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Eine wohltätige Wirkung des bloßen Bestandes der beiden 
Geriditsliöfe des öfientliehen Rechts besteht darin, daß die 
Verwaltungsbehörden sich nicht selten dazu entschließen, den 
Kläger klaglos zu stellen , um dadurch das gerichtliche Ver- 
fahren zu vermeiden. Zu einer solchen Klaglosstellung gehört 
aber auch die Entrichtnng der Verzugszinsen vom Verfallstage 
der Schuld an, dafem nicht die Verwaltungsbehörde darzutun 
vermag , daß sie sich über die Existenz oder die Höhe des 
eingeklagten Anspruchs in einem entschuldbaren Irrtum be- 
funden hat. 

Es entsteht nunmehr die Frage, ob die Forderungen von 
Verzugszinsen auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts ebenso wie 
kraft des Hofdekrets vom 22. August 1836 (J. Gr. S. Nr. 151) 
im öaterr.Privatrecht einer dreijährigen Verjährung unterliegen.**) 

Gegen die kürzeren Verjährungsfristen für Verzugszinsen 
sprechen erhebliche legislative Bedenken.") Die kürzeren Ver- 
jährungsfristen für Zinsen haben den Grund, für den Schuldner 
keine zu große Last anwachsen zu lassen , zu verhindern , daß 
durch die Nachlässigkeit (desidia) des Gläubigers die Zinsen 
zu sehr anschwellen. Im Fall der Mora trifft aber den Schuldner 
der Vorwurf der deaidia : er befindet sich im Unrecht und seine 
Pflicbtwidrigkeit verdient doch gewiß keine Begünstigung. Die 
Verzugszinsen sind gewissermaßen Strafzinsen: umirae von propter 
lucrum peUntium, sed propter moi-am solventium infliguntur 
(L. 17 §. 3 i.f. D. de uaur. 22. 1). Sie beruhen auf einer beson- 
deren sachgemäßen Berechnung des Zeitintereese und sollten 
daher nicht einzeln und selbständig verjähren, sondern in Ihrer 
Gesamtheit zur Vergütung des Interesse der ganzen Verzugs- 
zeit dienen und daher zusamt und in derselben Zeit mit der 
Hauptforderung verjähren.*^) Ungeachtet dieser Bedenken wird 



") Aach nach dem dentschen B. G. B. (§. 197) verjäbren VerzQgsiinsen 
schon in vier Jahren. 

*') Ich habe diese Bedenken schon im System Bd. 1 g. 6ö Anm. 41 nnd 
in Eaimerls Tieitelj. Bd. 14 S. 12L Anm. 7 ansgesprocben. 

") Wälirend nun Veraugsiinsen nach deutschem Recht (Anm. 39) schon 
in 4 Jahren verjähren, verjährt der Anspruch aaf Ersatz des „weiteren" Schadens 
(Anm. 25) erst in 30 Jahren. Ptotok. I S. 208 Anm, 1. Planck Komment. Bd. 1 
S. 243. Diese inelegantia juris ragt mit Recht Dembarg Das bürgerl. Recht 
des Dentschen Reichs Bd. 2 g. Ti Nr. 4 S. 159. Sie ist eben die leidige Folge 
der unpassenden Slatniernng kürzerer Verjähr aogsfristeu für Ver^ngKinsea. 
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man aber kaum nmhin können, nach Analogie jenes Hofdekrets 
aach anf dem Gebiete des öffentlichen Vermögensrechts eine 
dreijährige Verjährung der Verzugszinsen anzunehmen. Denn 
diese kürzere Veijahrung der Verzugszinsen ist in das allge- 
meine Reclitsbewußtsein übergegangen und es würde Befremden 
erregen , wenn Verzugszinsen , falls der Staat Schuldner ans 
einem privatrechtlichen Verhältnis ist, schon in drei Jahren ver- 
jähren, dagegen erst in dreißig Jahren oder etwa gtir nicht*''), 
falls das Schuldverhältnis ein Öffentlich-rechtliches ist. 

II. 

Wenn jemand dem Staate auf dessen Geheiß („Vor- 
schreibung") eine Geldleistung macht, welche er überhaupt oder 
doch in solcher Höhe zu machen nicht schuldig ist, so kann 
er die nngebührlich (iiidebüe) gezahlte Geldsumme aurückfordern. 
Mit welcher Klage? 

Auf den ersten Blick wird man geneigt sein, an die per- 
sönliche condictio indebiti*^) zu denken, da die bezahlte Schuld 

*') Das Reichsgericht (Samml. III Nr. 104 , VI Nr. 237) und ebenso der 
V. G. Hof (Samml. II Nr. 206. III Nr. 618. SVI Nr. 6262) lehnen die analoge 
.Anwendung dea g. 1480 a. b. 6. B. mit der Begründung ab, daß die Terjährung 
ein puaitives, dem Privatrecht eigentämlicheB KechtsioBtitot sei, dessen Über- 
tragung anf das Gebiet des öffentlichen Bechls angtatthaft sei. Allein die legis- 
lativen Gründe, die für die Institution der Verjähr nng anf dem Gebiete des 
Frivatrechts bestehen (System II §. 119), gelten ebenso anf dem Gebiete des 
ofTsntlivben Rechts. Nnnmehr hat anch das Gesetz vom 18. März 1878 §. 5 
(R. G. Bl, Nr. 35) eine sechsjährige Trijfthrungsfriat f^r affentliche Abgaben fest- 
gesttzt (Privilegium ßsci). 

") Die Riiokfordernngsklage des g. 1431 a. b. G. B. ist lediglich und aos- 
schtiefilich eine pcrsünlic he Elage. Vgl, anch ErainzSj^lem (3. Anfl.) Bd. 2 
S. 354, Dagegen behaupten Strohal Die Gültigkeit des Titels (1891) S. 33 tg. 
und Krasnopolski in der Prager Viertelj. (1691) S. 76 fg., daß §. 1431 so- 
wohl die dingliche als die persiinliche Elage, petitio und actin umfasse. Die 
XJnhaltbarkeit dieser Ansicht ergibt sich daraus, daß bei der Tirtdikation der 
Kläger zunächst nichls anderes als sein Eigentum and eventuell erat replicando 
die Nichtschuld und Beinen Irrtum eu beweisen hut, wogegen bei der cond. indeb. 
der Elägcr gerade diese beiden letzteren Momente als das Fandament seines 
RS ckfo rd er nnga an Spruchs darzutun hat. Indem nun g 1131 jene beiden Erforder- 
nisse der Bück forderungs klage statnirt, kann derselbe nur von der perstinlicben 
Elage verstanden werden. Die Berufung aufg, 1433, in welchem die RHckforde- 
rangsklage allerdings zunächst die dingliche ist, ist deshalb nicht beweisend, 
weil dieser Paragraph gar nicht in die Materie der cond. indeb. gehört, vielmehr 
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eine Nichtschnld ist, die nnnmehr kondiziert werden soll.*») 
Allein bei näherer Betrachtung erweist sich diese Annahme 
als auhaltbsr, da es an zwei wesentlichen Voraassetzangen 
der condictio indebiti fehlt. 

Eine der wesentlichen Yoraassetzungen der condictio indebiti 
besteht nämlich in der Freiwilligkeit der Leistang der Nicht- 
schnld. '") Wenn die Leistung nicht freiwillig, sondern zur Ver- 



eine lex fugitiva ist: der UJDderjftbrige zablt ja \a diesem Falle gar nicht eia 
indebitvm, sondern ein wirkttclies (wenni;teich nnr nataralea) debitttm (g. 1432): 
daß er das Gesafalte dennoch mit der Vindikation znrückfordern kann, erklärt 
sich ans seiner Handlanga- (Yeränßenings-jUnrahigkeit, g. 2 J. quib. alien, (7. 8). 
L. 29 D, decond. indeb. (12, 6J: persona locumfaciirepetilioni. Übrigens bedeutet 
„Eigentam* in g. 1433 Boviel wie Vermögen. (Anch für das prenQiaclie Becbt 
hat Baron Abhandlnngen ans dem prenS. ßeobt 1860 S. 98 fg. dieselbe Be- 
banptnng wie Stiohal ond Krasnopolski anfgestellt, dagegen haben sich 
jedoch Grnchot Beitr. Bd. 8 S. 434 fg. nnd Dernbnrg prenB. Priratr. Bd. 2 
S. 289 Anin.'29 erklart: „Das Landrecht behandelt die Klage durchweg wie eine 
peraSn liehe.*) Daneben nnd abgesehen von der persönlichen Rnckfurdernngsklage 
des §.1431 kann aber derjenige, der Sachen indibite zn Eigentnm tradirt 
hat, auch die EigeDtnmsklage anstellen, da die Eigentnm.ttradition, wieStrohal 
a. a. 0. Bberzengend dargeian hat, nach ästerr. vie nach prenS. Recht (vgl. 
O. Fischer Lehrt, deaprenfl. Privatr. 8. 210- 213) nicht ein abstraktes, sondern 
ein kanaales RechtsgeschSft ist. Es konkurrieren also dingliche (|. 366) nnd per- 
sönliche (§. 14i)l) Bäckfordemngaklagfl, wie nach rom. Becht rei vindicatio und 
condictio /urtipa, (Tgl. jedoch dagegen Bobert v. Majr in dem in der jnrist. 
Gesellschaft in Wien am 26. Febr. 1902 gehaltenen nnd in Sonderabdrack ant 
der österr. G. Z, erschienenen Tortrag S. 8. 9: er fibersieht aber, daß der Em- 
pfänger in den fraglichen Fällen jedenfalls „etwas erlangt" hat, nämlich den 
Besitz der indebiti tradirten Sache. Vgl. anch Hayr selbst in der Anm. 53 
«Bgef. Schrift S.316. äl7.) 

*') Ton dieser Auffassung ist denn auch das üsterr. Reichsgericht in den 
Gründen in der in Anm. 71 angef. Entscheidung v. 20. April 1903 ausgegangen. 

'") Das Schweiz. Bnnde^es. über das Obl. R. hat das Erfordernis der 
Freiwilligkeit in die Grund bestimmnng über die condictio indebäi aufge- 
nommen. Art. 72: „Wnrde eine Hichtschnld freiwillig bezahlt, so ist die 
BSckfordemng nur dann statthaft, wenn der Zahlende nachzuweisen vermag, daB 
•r sich über seine Schnldpflioht im Irrtum befanden habe," Ebenso hebt 
das A, L. R. I. 16 g. 207 als einen besonderen, von der cond. indeb. (^. 166 fg.) 
venchiedenen Fall hervor: „Was dem G-eber widerrechtlicher Weise abgenötigt 
worden, muH demselben zurückgegeben werden," (Tgl. hiezu Dernburg preuB. 
Privatr. 4. Anfl. Bd. 2 S. 899.) Darüber, daß dies jetzt anch nach reichsdeuischem 
Recht gilt, trotz der Nichterwähnung dieses Erfordernisses in g. 814 B. 0. B., 
igl. Bernbnrg Die Schuld Verhältnisse nach dem Bechte des Deutschen Reiches 
Bd. 2 Abth. 2 §. 376 Anm. 3 , der jedoch in diesen Fällen (vgl. anch Fand. 
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meiduDg eines sonst bevorstehenden administrativen oder gericht- 
lichen Znangsverfahrena geschah, so kann zwar das indebite 
Geleistete zurückgefordert werden , aber die Klage , mit der 
dies geschieht, ist nicht die condictio indebiti. Dies ist nan in 
der Tat in den uns hier beschäftigenden Fällen die Sachlage. 
Wenn der vermeintliche Schuldner dem Auftrage, eine öffentliche 
Abgabe zu entrichten, nicht ohne weiteres nachkommt, so droht 
ihm die administrative oder gerichtliche Exekution. Auf diesem 
Gebiete gilt der Grandsatz: aoloe. et repete. 

Eine weitere unumgängliche Voraussetzung der condictio 
indebiti ist der Irrtum: Cujus per errorem dati repetitio est, 
ejus consulto dati donatio est. L. 53 D.d. B.J, (50.17),^'^) Die 
meisten neueren Gesetzgebungen stellen denn auch den Irrtum 
als ein wesentliches Erfordernis der condictio indebiti ausdrücke 
lieb auf. 6') Nur eine Konsequenz dessen , daß der Trrtam 
„einen Hauptiäktor des Anspruchs", einen wesentlichen Be- 
standteil des Fundaments der Rückforderung bildet, ist die 
Yerpäichtung des Klägers zum Beweise seines Irrtums bei der 
Zahlung der Nichtschnld^'), nur daß der Irrtum sich häufig 



5. AuS. Bd. % S. 381) mit Unreclit die anEnstellende RHckforderangsKlage a.b 
eoudictio indebiti qnaMziett. Der Entw. eines nngar. a. b. 6. B. g. 1766 S. 1 
Tennen^ glelchralls die beiden grandverscIiieileDen Fälle: „Eine behnfs Erfbllang 
einer Verbind lieb keit gemachte Leistong kann nicht inrückgefordert werden, wenn 
der Leistende gewnCt hat, daß er die Leistung nicht sebnldet«, es sei denn, dafi 
er die Leistung in einer der anderen Partei erkennbaren Zwangs- 
lage oder mit Vorbehalt seines BUckfordernngsrechtes machte." 

") Darttber, daO dieser allgemeine Anssprach insorem nnrichtig ist, als 
im Falle der wissentlichen Zahlang einer Nichtschnld nicht immer eine Scbenknnga- 
absicht vorhanden zu sein braucht, Tgl. Dernbnrg Fand. Bd. Z §- 141 Anm. 18. 
Windscheid Fand. Bd. 2 §. 436 Anm. 13. Vgl. auch Pernice Labeo Bd. 3 
(1892) S. 246. 

") A. L. B. I. 16 §. 166. österr. Gesetzb. §. 1431. Cod. eh. art. 1377. 
Schweis. Gesetzb. Art. 73 (Anm. 50). Nnr das deutsche B. Q. B. §. 812 
(dem , wie anch sonst hänSg , der Entw. eines d n g a r. a. b. G. B. §. 1762 fulgt) 
macht hierin eine Ausnahme; vgl. die folg. Anm. 

") Dies ist denn auch unter den gemeinrechtlichen Schriftstellem die 
cümmunia opinio. Dagegen behauptet insbesondere Wächter Fand. Bd.2S.501- 
502 , dafi der Klüger vom Beweise des Irrtums frei sei. Ebenso jetzt Robert 
v. Mayr. Die Condictio des röm. PrivatTBchts (1900) S. 393 fg. Vgl. anch die 
gewandene Darstellung von Windscheid Bd. 2 (8. Aufl.) g, 426 a. E. S, 642, 
die anf die Verfasser des dentachen B. G. B. von EinfinD gewesen aein 
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schon aua den Umständen dea Falls ohne weiteres ergibt nnd 
daber keines besonderen Nachweises im konkreten Fall bedarf.»*) 
"Wäre nnn die im Fall der Zahlang einer nichtgesebaldeten 
ö£fent1icben Abgabe anzustellende Klage in der Tat die con- 
dictio indebät, so könnte der Kläger mit seinem Ansprach 
häufig nicht durchdringen , da er in vielen Fällen weiß und 
vielleicht sogar unter Protest behauptet, daß er die ihm anf- 
nnd abgenötigte Leistung zn machen nicht verpflichtet sei, 
also in voller Kenntnis seiner Nichtschuld zahlt. Et quidem, 
st quis indehitum ignorans solvit, per harte acttonem condicere potest; 
Med si aciens ae non dehere solvit, cessat repetäto. (L. 1 §. ID. k. 
t. 12. 6. Cf. L. 24. L. 26 §. 2. 3 D. eod. L. 25 pr. i. f. D. de prob. 
22. 3. L. 9 pr. C. h. t. 4. 5. Vgl. §. 1432 österr. ß. G. B. §. 814 
deutachesB. G. B.) 

Die condictio indebiti ist somit im vorliegenden Falle ans- 
^achlossen : dagegen ist die Knckfordeningsklage, welche hier 
Anwendung zu Enden hat, die condiclo ob injustam, causam. 

Man darf diese condictio nicht, wie es öftera geschieht*'*), 
auf die Fälle nnredlichen Erwerbs oder durch ein Vergehen 
erlangten Vermogenavorteiles beschränken. Sie findet vielmehr 
in allen Fällen statt, in denen ein Erwerb auf einem Grunde 

dürfte. Ober d&a prenS. Hecht vgl. Dernbnrg Lehrt, des prenO. Privatrechte 
Bd. 2 8. 897; über das oaterr. B«cht ünger Syst. Bd. 3 g. 130 kam. 47. 
Krainz Syst. Bd. 2 g. 413 a. B. Anm. 27. Stntiearaach Komme at. (8. AnS.) 
Bd. 2 S. 862. 863 QeAoi-h zam Tuile mit der anricbtigen Hotivierang , doQ 
§- 1431 aich als eine Ansnahme des Satzes: donatio non praesamitur daratellt). 
Ancb die meisten f ranzüsischen Schriflateller legen dem Kläger den Beweis 
des IrrtQms anf. Zacbariä Handb. des franz. Zivilrechts (7. Aafl. beaoT^ von 
Dreyer) Bd. 2 §. 442 S 733 Anm. 7. Demolomhe Cours de Cod. Napol. T. 31 
f. 240 eq. (a. A. jedoch Larombi6re T/Uorie et Pratique des Ohligationa 
T.7. 1885. p. 483 sq.). 

") Z. B. der Erbe entrichtet ein im Testament »asgesetzl«s Vermächtnis 
nnd es stellt sich hinterher heraas, daO dasselbe nacbträglich widerrufen vorden 
ist. Vgl. Dernbnrg Fand. Bd. 2 S. 383. Lehr, des preofi. Privatr. Bd. 2 8. 897. 
Zachariä a.a.O. Vgl. anch Pernice Labeo Bd. 3 S. 240 fg. — Die Vorschrift 
des d entgehen B.O. B. (gg. 812. 814), wonach nicht der Kläger seinen Irrtnm, 
sondern der Empfänger stets ohne weitera das Wissen des Leistenden nm die 
Nichteiisteni der bezahlten Schuld zu beweisen hat, verschiebt in nnnatürlicher 
Weise die Beweialaat zu Ungansten des Beklagten. Wenn der Kläger dargetan 
bat, daB er eine Nichtschnld bezahlt hat, so ist nichts natürlicher, als daß man 
die Frage an ihn richtet, wamm er sie doch bezahlt nnd hiemit anerkannt hat? 
Diesen Einwand durch den Beweis seines Irrtnms zn entkräften, seine implizierte 
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beruht, der von der Rechtsordnung mißbilligt wird, der dem 
Recht zuwiderläuft und mit demselben in Widerspruch ist: 
der objektiv rechtswidrige unrechtmäßige Vermögens- 
gewinn begründet die condictio ob injustam causam.^") So findet 
diese condictio nicht nur statt, wen» wucherische Zinsen gezahlt 
wurden, sondern auch sonst, wenn ein Erwerb gemacht wird, 
der nicht auf einem rechtsbeständigen Grrnnd (non exjusia causa. 
L. 1 §. 3 D. de cond. a. c. 12. 7), sondern auf einem unreiihtliehen 
Grnnd (ex injunta causa) beruht und somit ohne Grund (»ine 
causa) gemacht wird.*') Dieae Voraussetzungen treffen nun 



Schuldanerkenunat; anzufechten, ist eben t^che des Klägers. Wenn Planck 
Komm. Bä.'4 S. 5S6 die Beslimmniig des dsatschen B. 3. B. (§.614) mit der 
Bemerkung zu motivieren versuclit, dalt „der Bereichernagsanspruch allerdinga 
anf der VorausBelznng bernht, dafi der Leistende sich in einem Irrlome befanden 

liat daB ea aber znr Begrändnng des Anspruchs genügt, daß der Kläger 

mm Zwecke der ErHlllnng einer nicht bestehenden Schuld geleistet hat", bo »t 
dies eine Begründung ohne Grand. Vgl. dagegen auch Bahr Gegenentir. g.758 

") So I.B. Dernbnrg preuß. Privatr. Bd. 2 §.292- Fand. Bd.2 §140. 
Wendt Fand. §,292. 

") So findet gegen den Ehegatten, der dem Verbot zuwider von dorn 
andern Gatten eine Schenkong erhalten hat, die eond. ob injustam causam statt. 
L. 6 D. de da». i«t. V. et U. (2i. 3). Vgl. auch L. 21 §. 1 D. de don. (39. 5) ; ferner 
L.i §, 1 D. de R, C. 12. 1 (fructus ex injusla causa percepti condicendi sunt, 
icenn der Pächter Über die abgelaufene Pachlzeit hinaus erntei). Vgl. insbesondere 
Keller Pand. g. 303- Brinz P»nd. Bd. 2 §.302. Arndts Fand. §.344. Kar- 
Iowa Rom. Keehtagesch. Bd. 2 S, 773. Vgl. auch Czyhiarz InsHt (5. n.6. Äafl.l 
8.205. Sohm Instit. (5. Aufl.) S.309 

") Die neueren Uesetzbücher (mit Ansuahnie des .'lächs. Gesetzb. §g. 1545- 
1546) handeln nur von der condictio ob turpem causam (österr. Gesetzb. 
g. 1174, deutsches B. 6, B. §.817) und übergehen die cond. ob injustam 
causam mit Stillschweigen. Wenn Planck Komm. Bd. 2 S. 290 erklärt, daß 
„das Gesetz einen solchen Anspruch nicht kennt" , so ist dies wörtlich- ge- 
nommen allerdings richtig. Dies darf aber weder die Theorie noch die Praxis 
hindern, diese durch das praktische BedUrfoiB gebotene condictio anznoehmen, 
und dies nm so weniger, als auch in diesen Fällen die allgemeine Begrifl^ 
beatimmuDg (die „Blan kettnorm' [Jung in derAnm. 59 angef. Schrift S. 8- 26]) 
des §.812 zur Anwendung kommt, wonach „wer durch d'e Leistung eines 
anderen etwais ohne rechtlichen Gmnd erlangt, ihm zur Heraasgabe ver- 
pflichtet ist" (coiirf. mVie cnuea yeiiefote). Auch hebt ja das deutsche B. G. B. 
nur einige Fälle der „ungerechtfertigten Bereicherung" besonders hervor (Planet 
S. 574. 575), ohne damit andere Fälle auszuschlieüen. Auch in Hinkunft wird 
inbesondere die Klage anf Rückerstattung wucherischer Zinsen die cond. ob in- 
justam causam sein (vgl. Dernbarg preuß. Privatr. Bd.a §.292 S. 904). 
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in dem uns hier beschäftigeoden Falle ein. Der Staat, der den 
Untertan nötigt, eine öffentliche Abgabe zu entrichten, die im 
Gesetze äberhanpt nicht oder doch nicht in diesem Ansmaße^^) 
begründet ist, hat das Gezahlte ohne gesetzliehen Grund, somit 
unrechtmäßig, widerrechtlich (ex injusta cauaa) , und es findet 
daiier gegen ihn die ßückfordemngsklage ob injustam causam statt. 

Die Unterscheidung zwischen condictio indebiti und con- 
dtctio ob injustam causam hat nicht bloß einen theoretischen 
Wert, sondern auch eine große praktische Bedeutung. 

Es sind nämlich mit Rücksicht auf den Gegenstand 
und Umfang des Rückforderungsansprachea»*) zwei Kategorien 



") Anr diesen Fall lassea sieb die Worte Tun CelsoB inbel reff einer immo- 
diea donatio anwendeD; in hoc, quod modttm legis txctdit, habeo contra te 
condiclionem (sc. ex injusta emusa). L.31 § 1 i.f. D. de don. (39. 5). 

") Was den Ornnd sämtlicher Eondiktionen anbetrifft, so ist man 
h.z.T. daräbar einig, dafi das Fundament dieser Ansprttcbe ni^^ht, wie die 
älteren gemeinrechtlicben Juristen nnd das ältere Natnrrecbt unter mißverständ- 
licher Berufung anf die bekannte regula juris der L. 206 D. de R. J. 50. 11 (Jurt 
naturae aei/uum est neminem cum alterius detrimento el injuria ßeri Incu- 
pletiortm, vgl. dazu Dernburg Fand. Bd. 2 g. 138 Anm. U. Brinji Fand, 
2. A-na. Bd.ä'S.305 Anm.Ui annubmen, die Bereicbernng, sondern das 
grnndlose Baben. Dien gilt aucb fär das Ssterr. Recbt. §, 1431 verb. „wozu 
er gegen den Leistenden kein Becbt bat" ; §. 1435 verb. „wenn der rechtliche 
Gnind, sie sn behalten anfgebärt bat". (Pfaff in der ästerr. 6. Z. 1866 8. 137.) 
SoBDcbscbDnEorlen'sEntw.IIIäl §,3, wSbrend Uartini's Entw. ni 12 g. 19 
und das westgal. Gesetzb. lU g. 39B, gleich dem Cod. civ. art. 1371 1376 sq. einen 
Qaasikontrakt nnterstellen. Doch meint noch Zeiller Eomm, Bd.4 9.136. dall 
die cond, indeb. „weder in einer bloQen Billigkeit, uocli in einem Quasi kontrakte, 
sondern in der nathrlicben, von dem positiven Gesetze ansgesprocbenen Gerech- 
tigkeit, mit fremdem Scbaden sieb nicht zu bereichern, gegründet ist" (vgl. S. 180). 
Die Unrichtigkeit dieser Ansicht ergibt sieb daraus, dafi in gar manchen Füllen 
eine Bereicherung auf fremde Kosten slattflndet, ohne daS das Recht dem Träger 
des Verlnstea znbilfe kommt, vielmehr selbst denselben ihm zafBgt, wie bei Ter- 
jäbmng, Ersitzung, Praklosivfristen , Verbleiben der vor der Klagsbehändigung 
gezogenen Frächte bei dem redlichen Besitzer (§. 330 äste rr. Gesetsb. ; vgl. 
§. 993 deutsches B. G. B.). „Jetzt wird es wohl von niemandem mehr verkannt, 
daß der Grundsatz in dieser Allgsmeinheit unrichtig ist." Windscheid Fand. 
Bd,3 §.421 Anm.l. Hayr Die Condictio S. 292 fg. Daraus ergibt sich aber 
aacb, daS die allgemeine t)berschrift: „ungerechtfertigte Berei ehern ng" (Ansprüche 
aus „ungerecbtfertigler Bereioliemng''), die sich schon im schwell, Bundesges. 
ilber Obl. B. und nunmehr im deutschen B. G. B. (nach dem Vorgang in 
Windscbeid'iPand. Bd. 3 g§. 431 fg.) und ebenso im Entw. eines nngar. a.b. 6. B. 
findet, onrichtig ist. (Vgl. auch Endemanu Lehrb. Bd. 1 g. 198 Anm. 5 a. E. 
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von Kondiktionen zn unterscheiden.'"') Die eine Klasse vob 
Kondiktionen, wozu insbesondere die condictio indebiti gebort. 
geht in der Regel nur auf die zur Zeit der Klagezustellung 
noch vorhandene Bereicherung des Empfängers (in quantum 
loeuplntior /actus est).*') Die andere Klasse dagegen geht, da es 
sich um Sühne für das begangene subjektive oder (nur) objektive 
Unrecht handelt, auf vollen Schadenersatz: dem Klä^^er 
muß alles vergütet werden, um was er durch den widerrecht- 
lieben Vorgang gekommen ist (in quantum pauperior f actus eslj. 
Zu dieser Klasse gehört nebst der condictio fartiua und der 
condictio ob turpem catwam»') die condictio ob injustam causum. 



llajT S. 296 fK-) Nichtiger sollte diese Kategorie heißen: „gnindloaea Haben* 
oder „grundloser („ungerechtfertigter") Erwerli" („Gewinn"); ao hei Arndts Pand, 
§§.340 fg. CzyhlarB Instit. (5. n. 6. Aafl.) S. 805. Leonhard Insüt. §.140 
a. E. — Auf die vielbesprochene Frage , worin der rechtgpolitischa Gmnd der 
rechtlichen Gewährncg von Kondiktionea liege, näher einzngehea, ist hier aicht 
der Ort; vgl. darüber Windscheid Fand. 6d.2g.423 Anm. 13. WendtPand. 
g. 288 und nenestens Dernbarg Pas barg. Becht des Dentschen Reichs Bd. 2 
Abt.2 §-374. Stammler Lehre von der ongereclitfertigtea Bereicherang (Sep.- 
Äbdr, ans der Festgabe für Fitting). Jang Die Bereicheraugsansprüche 1902. 

") Vgl. insbes, Wendt Fand. §.292. 

") Dies ist insbeBoadere auch der Fall , wenn eine Geldsumme indebiti 
gezahlt wnrde. Von einigen gemeinrechtlichen Schriftstellern wird bekanntlich 
behauptet, dafi der Empfänger einer Nichtschald in O-eld dasselbe aaf alle 
Fälle im vollen Betrage restitaieren müsse , da es sich hiebei am eine Oeuns- 
schold handle (toHtundem ejus generi»). Ein rationeller Omnd, waram es 
gerade bei Geldschulden nicht auf das Vorhandensein und den Umfang der Be- 
reichernag aakommea soll , während es doch bei allen anderen indebite ge- 
zahlten Schnlden, insbeaondeie aach bei Getreideleistangen (L. 65 §. 6 D. h. 1. 12. CJ, 
die doch gleichfalls Gennaachalden sind, daranf ankommt, läOt sich nicht fioden. 
Und wäre es nicht wirklich „hart" nnd unbillig, wenn der redliche Empfänger, 
der das Geld mittlerweile vertan oder verlorea hat, dasselbe dennoch zoriick- 
erstatten müßte? Diese „Harte' sncht Brinz Fand. (2. Aufl.) Bd. 2 S. 519. 520 
vergebens za rechtfertigen und Dernbnrg in der 5. AuB. seiner Fand. {Bd. 2 
S. 382 Anm. 28) wenigstens aban schwächen. Vgl. dagegen Vangerow Leitf. 
Bd. 3 §.625 Anm. 3- Arndts Fand. g. 341 Anm, 9. Windscheid Fand. 
Bd. 2 g.424 Anm. 3. Wendt Fand. §.289. Stieve Der Gegenstand des Be- 
roichernngsanapmchs (1899) S. 32fg. Auch das Baterr. a. b. Q. B. g. 1431 nod ' 
das dent Bch e B. 6. B. machen für Geldschulden keine Ansnahme. Vgl. Dern- 
bnrg Das bürg. Bflcht des Dentschen Beichs Bd. 2 Abth. 2 g- 381 S. 605 Anm. 4. 

") Das dentsche B. G. B. g.819 Satz 2 drückt dies in seiner beliebton 
Fingimngsmethode and Verweisnngamanier bo ans, dait der Empfänger ex turpi 
eaiua „von dem Empfang der Leistung an" verpflichtet ist, „wie wenn der ' 
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er Staat, der eine ungebührliche Abgabe erhoben bat, maß 
aa biemit (wenngleich optima ßde) begangene unrecht ia eeinem 
anztin Umfange wieder gut machen und daher nicht nar die 
:^a noch vorhandene Bereicherang, sondern die ganze empfangene 
leiatnng zurückerstatten and überdi^ allen dem zahlenden Unter- 
ui dadarch erwachsenen Nachteil vergüten. Biese wichtige prak- 
aclie Verschiedenheit macht sich ins besondere in Ansehung 
er Zinsen von einer indebtte oder ex injuata causa empfangenen 
reldsumme geltend. 

Nach gemeinem Recht ' ') nnd ebenso nach ö s te r- 
eiohischem**) und nunmehr auch nach reichsdeutschem 

.nsprnch aaf Heraosgabe zn dieser Zeit reohtahängig geworden wäre". Hieraus 
ber ergibt aioh im Znaamineuhang mit §. 818, S.4, daQ die Kategorie „ungerecht- 
ertigts Bereicberang", auch wenn man daninter den Ansprach anf den Qegen- 
tand desselben (Anapmch anf die Bereichemog) verateht, unrichtig ist. veil 
u Fall der cond. ob turpem cautam (§. 817) der Anspruch eben nicht auf die 
tereicliemDg beschränkt, igt, sondern eioeraeita viel veiter geht, andererseits selbst 
lann stattfindet, venn die Berelchemug wieder rerlareu gegangen sein sollte. Vgl. 
layrS.SGO fg., 373 fg. Bs ist daher eine Selbsttänschung, venn die Verfasser des 
lentBchen Qesetzliaclia geglaubt haben, dafi es ihueo gelungen sei, den „Be- 
eicberungsanspruch als einen einheitlichen" zu gestalten and dafi die ,verBChiedeaeD 
Lrten von Bereichemngsan sprachen nicht selbständig nebeneinander stehen" 
Planck Komm. Bd. 2 S. 574. 575). — Uie Anffasanng und Bezeichnung 
lärntticher Eondiktionen als Bsreichernngsklagen rührt bekanntlich von Savign; 
System Bd. 5 S. 503 fsO her. Nun kann sieb aatürlicb auch Savigny nicht 
1er Erkenntnis verschließen, dafi manche Kondiktionea, nnd swar insbesoadere 
lie condictio fttrtiva, veit über die bloSe Bereichernng hinausgehen. Er sncht 
lun die „Abweichong inxbesondere der condictio furtiva von der regelmftBigen 
fatnr der Kondiktionen" (S. 551) daraus zu erklären {S. 552. 561), daQ „selbst 
renn der Dieb die (gestohlene) Sache wieder verliert, er zwar ohne Be- 
■eicherung dennoch verpflichtet ist", daB „dies aber nur eine Folge der den 
Mebstahl stets begleitenden Mora Ist" (für aemper moram vidttur faeere 
L. 20 L. 17. L. 8pr. D. h. t. 13. 1). In der Tat aber verhält es sich doch wohl 
umgekehrt: weil der Dieb nicht bloß anf die Bereicherang, sondern anf vollen 
Schadenersatz haftet, konnten die rSmiscben Juristen dies durch die in Fiktions- 
;ewBnd gekleidete Bechtsparomie ausdrücken: für semper moram videtur faeere. 
Vgl. anch£.7»./. C. de cond. ob turp. eaus. f4. 7). Vgl. auch May r S. 399. 400. 

") Diese Frage war schon unter den älteren gemeinrechtlichen Schrift- 
itellem streitig. Tgl. Hfipfner Komment. §.956 Anm 1. Glück Briäut. 
Bd. 13 S. 27 fig. 155 fg. — Fflr die Bejahung Stieve a.a.O. S. 76. 84 nnd 
jetzt auch Dernburg Fand. (5. Aufl.) Bd. 2 §.141 Anm. 30. Dagegen 
Windseheid Fand. Bd. 2 S. 424 Anm. 2. 

") Wie die ältere gemeinrechtliche Doktrin (Glück Komment. Bd. 13 
S. 75) vergleicht das preuß. Landr. [I 16 §. 190) nnd ihm folgend das 
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Recht "•) ist es bei der condictio indebiti streitig, ob der Emp:föng 
der niebtgeschaldeten Geldsninme Zinsen zurückzuerstatten hi 
Nimmt man nun auch der richtigen Ansicht") zufolge an, daßdi 
der Fall sei, au sind jedenfalls nur solche Zinsen zu restituien 



öaterr. a. b. 6. B. gg. 1437. 1447 (und so sogar Docb das sächs. Gtm 
%. 15S7 Salz 2; vgl. g. 308) dea Tedlichen Empräager einer NichtscbDld eim 
redlicben Besitzer. Nnn besteht allerdings ein gewisser ParalteliBmoB zwisti 
dinglichen und persünlicben AnaprtlclieD , iviscben dinglicber und personlia 
Bnckforderangsklage. Die Frage iat nnn aber, »ie weit diese Analogie fi 
vie weit diese Tergleicbung reicbt. Wollte mao, da d»r redliche Sachbesiti 
die bis ZOT Klagsbebändigang gesogenen Fräcbte behalten kann (g. 330), ii 
dem redlichen Empfänger einer Nichtscbnld die bis sn jenem Zeitpankl % 
zogenen Frucht« nnd Zinsen belassen, so würde er ia Widerspruch mit 
leitenden G-randgedankea nnd mit der VorEChrift des g, 1447 a.. E. sich 
Soaten des zar KückforderoDg berechtigten vermeinten Schnldners bereicli 
§. 1437 muß daher restringierend ausgelegt und auf die gg. 329. 331 beschm 
werden. Übrigens trifft §. 1437 nnmittelbar gar nicht den Hauptfall des conifii 
indebiti, nämlich die Leistnng einer Nicbtschald in Geld: der redü 
Empfänger desselben ist nicht „Besitzer" der empfangenen Geldsumme, 
diese , nicht die indebile hinge^benen Geldstncke (ipsa nummoruin corpn 
kondiiiert der Kläger (L. J. 3 C. de cond. ind. 4. 5. Tgl. Brinz Pand. 
S. 516 Anm. 46). — Für die im Text vertretene Ansicht Zeiller Eonmi 
Bd.4 S. 164. 165 (,der Empfänger haftet nicht für die anfgezehrten Frnclil 
somit also für fruetus extantes), U n ger System Bd. 1 S. 88 
Pfftff in der österr. G. Z. 1868 Nr. 130— 135 insbes. S. 141. P 
Klagen ans ungerechtfertigter Bereicherang (1878) S. 83 fg. S. 97- P 
Bereichemngsklagen S.207 Aum.3. Schej' Die Obligationsverh. Bd. 1 Htf 
(1890) S. 43 Anm. 32. Dagegen wollen dem Beklagten Früchte nnd Zii 
belassen: Winiwarter Bd. 5S. 103.Nippel Bd.8Atith.2 S. 196 fg. Stab' 
ranch (8. Aufl.) Bd. 2 S, 574. Kirchstetter Komment, ad g. 1437- Kri: 
System (3. Aufl.) Bd. 2 S. 355. 

") §. 818 Abs. 2 spricht nämlich nur von „Nntzangen". worunter i 
nach §. 100 Ziosen nicht zu verstehen sind (vgl. auch §, 379, g. 820 Ate 
Nun sind aber Zinsen doch auch Nutzungen (des Kapitals): ßructus ad- 
Für die Verpflichtung zur Restitution bezogener Zinsen Oertmann St^: 
Verhältnisse $.a574. Enneccerus-Lebmann Das bürg. Becht Bd. 1 5.7 
Crome Syst. des deutschen bürg. Bechts Bd. 2 S. 1008.- Dagegen: Ca>t 
Lehrb. des deutschen bürgerl. Rechts Bd. 1 (2. Aufl.) S. 811. Dernburg 
bSrg. Recht Bd. 2 Abt. 2 S. 605. Bndemann Lehrb. des bürg. Rechts (S.i 
Bd. 1 S. 1247 Anm. 56. Anger im säcbs. Arcb. fdr bürg. Recht Bd. 7 "i- 
Planck Komment, Bd. 2 S. 591 spricht nur von den Zinsen einer indebiu 
langten verzinslichen Fordemng. 

") Für Zinsen muß nämlich dasselbe gelten, was für Früchte 
es ist kein Grnnd vorhanden , sie verschieden zu behandeln. L. 3i D. dt 
(22.1). Tgl. Petrasycki Lehre vom Einkommen Bd. 2 S. 256- 
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ie der Belangte wirklicti bezogen hat*^), and auch diese nar 
Qsofern und insoweit, als er doroli dieselben zar Zeit der 
^age noüh bereichert ist (Bereicheriingszinsen). Ganz 
Inders verhält 69 sich wie bei der condictio furtiva so anch 
>ei der condictio oh injustam causam.*") Da der Empfanger das 
wn ihm wenngleich vieWeiciii f>ona ßde begangene Unrecht voll- 
itändig wieder gatmachen muß, ao hat er die Zinsen fär die ganze 
^vrischenzeit vom Emp&ng der nichtgeschnldeten Zahlung 
in zu vergüten (Vergiitnngszinsen**), ohne Rücksicht daranf, 
jb er selbst in dieser Zeit Zinsen bezogen hat und durch die- 
üelben zar Zeit der Klagebehändigang noch bereichert ist 
oder nicht. 



") Der mit der cond. indebiti Rückfordernde, der die Reatjtuierang; von 
Nntznngen fordert, hat in der Reget za beweisen, daß und in welchem Dm- 
fange Nutzungen von dem EmplUnger der Nichtschald bezogen worden seien 
(vgl. Planck Komment, Bd. 2 S. 592. Stieve a. a. 0. S. 101. Oertmann 
Schnldverh. S. 549). Eine Ananabme aadet jedoch stutt. venn Geld indebiie 
hingegeben wurde. Ea iat nliolicfa eine Gepflugeoheit des wirtschaftlichen 
Lebens, daß man Geld nicht mUBig liegen läQt, sondern dasselbe anf Zinsen 
anstat: daranf bemht ja auch die durcligreifende unbsdingte Verpflichtung zdt 
Entrichtung von Verzngazineen. Derjenige nun, der sich auf den normalen Ver- 
lauf der Dinge beruft, bat nicht darzutun, daß der tatsächliche Vorgang in 
einem konkreten Falle demselben entsprochen habe: ea ist vielmehr Sache seines 
Qegners, dorzntun, daU und inwieweit eine Abweichung vom regelmäSigen Zu- 
stande stattgefunden habe (vgl. F it t i n g Gmnillagen der Beweislast 1888 
S. 47fg. Regelsberger Fand. Bd. 1 S. 696). Wer Geld ind^ite hingegeben 
hat , kann daher ohne veiters die Rückgabe des Geldes „samt Zinsen" fordern ; 
Sache des Empfängers der I^ichtitchald ist ea darzutun, daB er das indebite 
empiangene Geld nicht oder doch wx geringeren Zinsen angelegt, sondern ander- 
weitig verwendet habe (vgl. jedoch dagegen die Entsch. des deutschen 
Eeichageriehta in Seufferts Ärch. Bd. 47 Nr. 111), reap. daß er nn» die in der 
Tat bezogenen Zinsen zur Zeit nicht mehr bereicbert sei. 

") Dafi nach L. 4 C. de cond. ob turp. eaus. (i, 7) Zinsen nicht ge- 
fordert werden konnten, war, wie heute allgemein anerkannt wird, lediglich 
Folge der strengen Natur der condictio (actio »tricti juris). Vgl. Dernbnrg 
Fand. Bd. 2 %. 141 Anm. 8. 

") Allerdings sind auch Verzagszinsen Vergütungszinsen, da sie eben 
dazu dienen, den dem Gläubiger durch die Verztigerung der Leistung erwach- 
senen Nachteil gutzumachen. Es dürfte sich aber doch wohl empfehlen, den Aus- 
druck „Vei^tnngszinaen" im technischen Sinne anf die im Text erwähnten Fälle 
zu beschenken, nm diese Kategorie von Zinsen auch schon nominell von den 
Verzugszinsen zu unterscheiden. 
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Es hat somit auch der Staat, der eine nicht oder doc 
nicht in solcher Höhe geschuldete öffentliche Abgabe -vridei 
rechtlich erhoben hat, fünfprozentige (Anm. 34) Zinsen nickl 
erst vom Klagstage an , sondern fiir die ganze Zeit von de 
Einzahlung an dem Kläger zu vergüten. 

In voller Übereinstimmung hiemit steht das Gresetz voJ 
8. März 1876 (R. G. Bl. Nr. 26), indem es in §. 28 vorsehreibfj 
daß „im Falle der Restituierung von eingehobenen , aber in- 
folge von Rekursen wieder zurückgestellten Grebührenbeträgeni 
an die Parteien eine sechsprozentige '«) Verzinsung des resti- 
tuierten Betrages vom Einzahlungstage an zu vergüten ist". 

Dieses Gesetz spricht nur von der „Einzahlung" einer 
nicht geschuldeten unmittelbaren Gebühr. Nun sind Fälle 
vorgekommen, daß eine direkte Steuer zur Ungebühr ent- 
richtet wurde. Der Anspruch des Klägers auf „Vergütung" 
der Zinsen der Zwischenzeit wurde sowohl vom Reichsgericht") 
als vom Verwaltnngsgerichtshof ") mit folgender gleichlautender 
Motivierung abgewiesen; „Auf die Bestimmung des a. b. Gr. B. 
kann sich der Kläger mit Grund nicht berufen, weil es sicli 
nicht um einen privatreehtlichen Anspruch, sondern um einen 
solchen öffentlich- rechtlicher Natnr handelt, und weil eine ge- 
setzliche Bestimmung über die Vergütung von Zinsen — wie sie 
in den Gesetzen vom 8. März 1876 (§. 28) und vom 23. Jänner 
1892 bezüglich der unmittelbaren Gebühren vorkommt — für 
direkte Steuern nicht besteht." 

") Durch daa Gesetz vom 23. Jänner 1892 (R. 6. Bl. Nr. 26) Art. III ist 
daa Maß der zn vergtttenden Zioaen mit Becbt auf 5 Prozent berabgesetzt worden. 

"") Eye-Hagelmnnn Samml. X Nr. 806. 841. Dagegen hat daf 
Beicbsgericbt in nenester Zeit in einem bisher noch nicht pablizierlen Erkenntiiia 
vom 20. April 1903 an Recht erkannt, daß demjenigea, der einen Scbalbeitraj 
indebiti entrichtet Jiatte, nebst der Rückerstattung des eiagezahlten Betrages 
fünfprozentige Zinsen vom Tage der Emzablang za vergüten sind. In gleicher 
Weise hat das deutsche Reichsgericht wiederholt anerkannt, dafi, wenn der 
Staat oder eine ßemeiade Steaern zu unrecht eintreibt, auch Zinsen vom Tage 
der Eintreibnng an zn entrichten sind. Entsch. v. 27. Okt. 1892 in Seufferts 
Arch. Bd. 48 Nr. 249 S. 396. 397. (In den Ent scheid nngsgTSnden irerden jeaoi'h 
diese Zinsen irrigerweise als Verzagsiiuseu bezeichnet; vortrefnich ist die Hoti- 
virnng des Urteils der zweiten Instanz, des O. L. G. Hambnrg.) Vgl. anch Oerl- 
mann Sebuldverh. S.550. 

") Bndwinski Samml. VI Nr.USO. XIX Nr,8347. XXUI Nr. 13.028. 
13.352. SXIV Nr. 14.991. 
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Soweit diese Motivierung sich auf den Mangel einer ans- 
drücklieben gesetzlichen Bestimmung und auf die Unzulässig- 
keit der analogen Anwendung von privatrechtlichen Vorschriften 
stutzt, ist dieselbe bereits in Nr. I gewürdigt worden. Es bleibt 
somit nur noch die Prüfang des argumentum a contrario über. 
Es ist nun allgemein anerkannt, daß diese Art der 
Argumentation sehr bedenklicher und höchst problematischer 
^atur ist. Daraus allein, daß ein Cresetz nur einen bestimmten 
fall normiert, kann man nicht immer mit Sicherheit schließen, 
daß es hiemit olle anderen gleichartigen Fälle ausschließen 
und für dieselben das Gegenteil stillschweigend festsetzen wollte. 
Statt des argumentum ex silentio ist im vorliegenden Falle viel- 
mehr der Satz zur Anwendung zu bringen : Unius ponitto non 
eat exoluaw alterius. Es hat somit Gesetzesanalogie statt- 
zufinden. Hiebei kommt es bekanntlich darauf an, daß die 
wesentlichen Merkmale des Tatbestandes, an welche die gesetz- 
liche Bestimmung geknüpft ist, sich auch in einem anderen, 
gesetzlich nicht geregelten Falle wiederfinden. Nun ist in 
dem vorliegenden Falle das wesentliche Merkmal die Zahlung 
einer nicht geschuldeten Öffentlichen Abgabe : es ist ganz irrele- 
vant, ob diese Abgabe in einer unmittelbaren Gebühr oder in 
einer direkten Steuer besteht: in beiden Fällen ist die Abgabe 
zu Unrecht gefordert worden und sind daher dem indebite 
licistenden nebst der Restitnierung des eingezahlten Geldes 
Zinsen vom Empfangstage der Zahlung (vom „ Einzahlungs- 
tage") an zu vergüten. '') 

") Das amfangreiclie Wert von ßub. v. Mayr Die Be reiche runga ans prüche 
des dentscheD börgerl. Hechts 1903 (707 SS.) ist mir erst während der Druck- 
legang dieser Äbhandlang zugekommen: ich habe es daher zu tn einem Bedauern 
nicht mehr benutzen können. 
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